
 

 

Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg 

Teil I – Gesetze 

29. Jahrgang Potsdam, den 15. Oktober 2018 Nummer 23 

Zweites Gesetz zur Änderung von Rechtsvorschriften 

über die Rechte der Sorben/Wenden im Land Brandenburg 

Vom 15. Oktober 2018 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 

§ 125 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), die zuletzt 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I Nr. 22 S. 22) geändert worden ist, wird wie folgt geän-

dert: 

1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Landkreise, die Teile des angestammten Siedlungsgebietes der Sorben/Wenden umfassen, können nach 

Beschluss des Kreistages einen zweisprachigen Namen in deutscher und niedersorbischer Sprache tragen. Der 

Beschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Kreistages.“ 

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Artikel 2 

Änderung des Sorben/Wenden-Gesetzes 

Das Sorben/Wenden-Gesetz vom 7. Juli 1994 (GVBl. I S. 294), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

11. Februar 2014 (GVBl. I Nr. 7) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 5 Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 

„Das Nähere regelt eine Richtlinie des Präsidiums des Landtages. Die Aufwandsentschädigung nach Satz 2 

kann auch die Erstattung von Reisekosten für Reisen außerhalb des Landes Brandenburg umfassen, sofern die 

Reise mit der Tätigkeit des Rates auf nationaler oder europäischer Ebene im Zusammenhang steht.“ 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorangestellt: 

„(1) Jeder Landkreis im angestammten Siedlungsgebiet sowie die kreisfreie Stadt Cottbus/Chóśebuz hat 

eine hauptamtliche Beauftragte oder einen hauptamtlichen Beauftragten für Angelegenheiten der Sor-



 

ben/Wenden im Umfang einer Vollzeitstelle und trifft im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung an-

dere geeignete Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der Sorben/Wenden." 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und die Wörter „den Landkreisen“ werden durch die Wörter „den 

Verbandsgemeinden“ ersetzt. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt gefasst: 

„(3) Die Beauftragte oder der Beauftragte für Angelegenheiten der Sorben/Wenden vertritt die Belange 

der Sorben/Wenden. Sie oder er ist Ansprechpartner für die Sorben/Wenden und fördert ein gedeihliches 

Zusammenleben zwischen sorbischer/wendischer und nichtsorbischer/nichtwendischer Bevölkerung. Die 

hauptamtliche Beauftragte oder der hauptamtliche Beauftragte eines Landkreises unterstützt zudem die 

Gemeinden, Verbandsgemeinden und Ämter in sorbischen/wendischen Angelegenheiten. Der Dienstsitz 

der Beauftragten oder des Beauftragten befindet sich am Sitz der jeweiligen Verwaltung. Für die Beauf-

tragte oder den Beauftragten gilt § 19 Absatz 2 und 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 

entsprechend. Die Regelungen des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Branden-

burg bleiben hiervon unberührt.“ 

3. § 13a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Gemeinden“ die Wörter „und Gemeindeverbänden“ eingefügt. 

b) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 vorangestellt: 

„1. der Aufwand, der durch die Einsetzung von hauptamtlichen Beauftragten für die Angelegen-

heiten der Sorben/Wenden (§ 6 Absatz 1) entsteht;“. 

bb) Die bisherigen Nummern 1 und 2 werden die Nummern 2 und 3. 

c) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Erstattung von Mitteln nach Satz 1 und 2 ist zweckgebunden für die Erfüllung von Aufgaben in 

Anwendung dieses Gesetzes.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Artikel 2 Nummer 1 tritt mit Wirkung vom 1. Juni 2018 in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2019 in 

Kraft. 

Potsdam, den 15. Oktober 2018 

Die Präsidentin 

des Landtages Brandenburg 

Britta Stark 
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